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Fachausschuss Jugend und Familie
–mtm– In der 107. Sitzung am 23. Feb-
ruar 2023 stand das Thema „Reform des 
SGB VIII“ in einem besonderen Fokus. 
So fand der erste Teil der Sitzung ge-
meinsam mit dem Fachausschuss Re-
habilitation und Teilhabe statt. Prof. Dr. 
Jan Ziekow (Deutsches Forschungsin-
stitut für öffentliche Verwaltung, FÖV) 
stellte das Projekt „Umsetzungsbeglei-
tung des Kinder- und Jugendstärkungs-
gesetzes (KJSG): Umstellung der Ver-
waltungsstrukturen im Bereich der Ein-
gliederungshilfe“ vor. Dieses wird vom 
BMFSFJ gefördert. Im Kern gehe es da
rum zu antizipieren, vor welchen Her-
ausforderungen die Träger stehen wer-
den, wenn das Gesetz in Kraft tritt, was 
die Bruchstellen sein können und wo 
die zukünftige Umsetzung bereits bei 
der Formulierung des Gesetzentwurfs 
mitgedacht werden sollte. Gegenstand 
des Projekts ist die Vorbereitung der 
Umsetzung der sogenannten Inklusiven 
Lösung. Das beinhalte beispielsweise 
die Begleitung von Prozessen, die ent-
weder schon gestartet wurden oder auf 
den Weg gebracht werden, die wissen-
schaftliche Begleitung der Verwaltungs-
umstellung in Kommunen sowie die 
Entwicklung von generalisierbaren Hil-
festellungen auf der Grundlage der im 
Begleitprozess gewonnenen Erkennt-
nisse. Das Projektkonzept beinhaltet 
die Arbeit mit drei Grundkonstellatio-
nen: (1) Heranziehung der Kommunen, 
die schon die Umstellungserfahrung ge-
macht haben, (2) Kommunen, die sich 
noch nicht auf den Weg gemacht ha-
ben, aber Interesse haben vorauszu-
denken, sog. Planspielkommunen und 
(3) Modellkommunen, die sich inner-
halb des Projektzeitraums praktisch auf 
den Weg machen. Damit würde der Um-
setzungsprozess in Echtzeit begleitet 
und parallel ausgewertet werden kön-
nen. Das Projekt ist auf den Zeitraum 
von 2022 bis 2025 angelegt. Ziel des 

Projektes sind die Ermittlung der Folgen 
einer Umstellung der Verwaltungsstruk-
tur und -prozesse, die Identifizierung 
von Hindernissen, die bei der zukünf-
tigen Verwaltungsstruktur und -orga-
nisation bedacht werden müssen so-
wie die Erarbeitung einer Handreichung 
zur bundesweiten Unterstützung der 
Verwaltungsumstellung. Die Handrei-
chung soll Ende 2024/Anfang 2025 vor-
liegen. In der anschließenden Diskussi-
on der beiden Fachausschüsse wurde 
die Benutzung des Begriffes „Inklusive 
Lösung“ kritisch bewertet, da das Pro-
jekt die Zusammenführung von Ver-
waltungsstrukturen (Organisation) zum 
Inhalt habe und nicht den Leistungs-
tatbestand als solchen. Auch die Fra-
ge der Kosten einer inklusiv ausgerich-
teten Kinder- und Jugendhilfe wurde 
nachdrücklich aufgeworfen. Zwar hät-
ten sich bereits mehrere Projekte mit 
der Wirtschaftlichkeit und Finanzierung 
auseinandergesetzt, deren Daten be-
ziehen sich aber auf die Jahre 2015 bis 
2017. Deshalb forderten Mitglieder der 
Fachausschüsse, dass dieses Thema in 
der aktuellen Erarbeitungsphase eines 
Gesetzentwurfes nicht außer Acht ge-
lassen werden dürfe und es hierzu neue 
Berechnungen geben müsse. Gleichzei-
tig wurde großes Interesse signalisiert, 
zu erfahren, welche Kommunen in die-
ses Projekt involviert sind – auch um ei-
nen gegenseitigen Lernprozess zu er-
möglichen. Prof. Ziekow wies noch da-
rauf hin, dass in dem Projekt nicht nur 
die Verwaltungen in den Blick genom-
men werden, sondern auch Leistungs-
berechtigte und Einrichtungen einbe-
zogen und befragt werden. Momentan 
befinde sich das Projekt mit jeweils fünf 
Planspielkommunen und Modellkom-
munen in Verhandlung. Da es sich um 
eine sehr empirisch detaillierte Beglei-
tung für jede einzelne Kommune han-
delt, ist die Anzahl von teilnehmenden 

Kommunen begrenzt. Schließlich sei 
auch die Gestaltung von Verfahrenslot-
sen Gegenstand des Projektes.

In den Sitzungen des Fachausschusses 
Jugend und Familie berichten die Ver-
treter/innen des BMFSFJ aus den Abtei-
lungen Kinder und Jugend (5) und Fa-
milie (2) regelmäßig über ihre Arbeit. So 
informierte Dr. Heike Schmid-Obkirch-
ner, dass die Abteilung Kinder und Ju-
gend neben der SGB VIII-Reform u.a. 
auch den Dialogprozess zur Umset-
zung des Nationalen Aktionsplans für 
Kinder- und Jugendbeteiligung begon-
nen habe. Daneben standen Gespräche 
zum Umgang mit den hohen und weiter 
steigenden Zahlen von in Einrichtun-
gen der Jugendhilfe untergebrachten 
Unbegleiteten minderjährigen Auslän-
der/innen (UMA) auf der Tagesordnung 
sowie die im Koalitionsvertrag vorgese-
hene Gesamtstrategie Fachkräfte in Kita 
und Ganztag. Schließlich erarbeite eine 
Bund-Länder-AG bis Sommer 2023 Vor-
schläge zur Weiterentwicklung des Ki-
ta-Qualitätsgesetzes. In Vorbereitung ist 
außerdem das Investitionsprogramm 
zum Ausbau der Ganztagsbetreuung 
(insgesamt 3 Milliarden) sowie die Ver-
längerung des 2023 endenden Investiti-
onsprogramms für den Kita-Ausbau.

Aus der Abteilung 2 berichtet Marc Nel-
len, dass beherrschendes Thema die 
Kindergrundsicherung ist. Die Eckpunk-
te des BMFSFJ befinden sich derzeit in 
der Ressortabstimmung und werden 
insbesondere mit Blick auf die ab 2025 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmit-
tel kontrovers diskutiert. Darüber hin-
aus befinden sich weitere Gesetzent-
würfe in Arbeit, u.a. zum Elterngeld/
Mutterschaftsgeld, zum Selbstbestim-
mungsgesetz sowie zur Abstammungs-
rechtsreform und zur Reform des Sorge- 
und Unterhaltsrechtes.
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Daneben beriet der Fachausschuss Ju-
gend und Familie eine Stellungnahme 
zur Europäischen Strategie für Pflege 
und Betreuung und die Empfehlungen 
zur Verbesserung des Zugangs zu Sozi-
alen Berufen durch Freiwilligendienste.

Bei der 108. Sitzung am 25. Mai 2023 
standen neben dem Austausch zur Re-
form des SGB VIII vor allem zwei The-
men auf der Agenda: die Empfehlungen 
zur Ausgestaltung einer Kindergrundsi-
cherung und die Empfehlungen zur Er-
füllung der Aufgaben der öffentlichen 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe bei 
der Umsetzung der Reformstufe 2 des 
Bundesteilhabegesetzes (BTHG).

Zunächst berichtete Nora Schmidt, Ge-
schäftsführerin des Deutschen Vereins, 
aus der dritten Sitzung der BMFSFJ-AG 
zum inklusiven SGB VIII, die am 20. Ap-
ril 2023 stattgefunden hatte. Sie infor-
mierte zum Sachstand zweier Begleit-
projekte (Werkzeugkasten I und III). Im 
Werkzeugkasten I werde ein intelligen-
tes Interview-Setting entwickelt, um 
Verfahrenslots/innen bei der Bedarfser-
hebung und Beratung der Adressat/in-
nen zu unterstützen. Hier seien bereits 
Prototypen zu verschiedenen Themen 
wie bspw. Leistungen der sozialen Teil-
habe oder der Teilhabe am Arbeitsle-
ben entwickelt worden. Ein digitales Le-
xikon für Verfahrenslots/innen zu Fach-
begriffen bzw. fachlichen Fragen sowie 
rechtlichen Hintergründen befinde sich 
im Aufbau. Zudem sei eine Online-Platt-
form zum Austausch der Jugendäm-
ter rund um die Einführung der Verfah-
renslots/innen bundesweit online ge-
gangen. Im Werkzeugkasten III werden 
Online-Kurse und Lernmanagement-
systeme für die (angehenden) Verfah-
renslots/innen entwickelt. Angeboten 
werden die Lerninhalte auf einer On-
line-Plattform in Form von Webinaren, 
Quizzen, Fallübungen etc. Bisher nutzen 
dieses Angebot unter www.verfahrens-
lotse.org bereits rund 160 aktive Teil-
nehmende (Stand: 20. April 2023). Das 
Angebot richte sich vorrangig an Mitar-
beitende in den Jugendämtern, stehe 

aber grundsätzlich allen Interessierten 
offen. Bayern und NRW seien zurzeit am 
stärksten vertreten. Das wissenschaft-
liche Begleitkuratorium des Reform-
prozesses, dessen Vorsitz Prof. Dr. Ka-
rin Böllert innehabe, werde sich mit der 
Frage beschäftigen, welche Kompetenz- 
bzw. Qualifikationskriterien eine Fach-
kraft in der inklusiven Kinder- und Ju-
gendhilfe erfüllen müsse.

Im Anschluss wurden die oben genann-
ten Empfehlungen zur Umsetzung der 
Reformstufe 2 des Bundesteilhabege-
setzes (BTHG) bei den Trägern der öf-
fentlichen Kinder- und Jugendhilfe un-
ter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Mitberatung des Fachausschusses Re-
habilitation und Teilhabe beraten. Die 
Empfehlungen enthalten mögliche Lö-
sungsvorschläge für besonders proble-
matische Bereiche in der Anwendung 
des reformierten SGB IX für die Praxis 
der Jugendämter und benennt die ge-
setzgeberischen Handlungsbedarfe. Ge
rade im Hinblick auf das noch ausste-
hende Bundesgesetz zur Reformstufe 
3 der SGB VIII-Reform sind die hier be-
nannten Punkte wichtig für den fortge-
setzten Diskurs im Hinblick auf den wei-
teren Gesetzgebungsprozess. Grundle-
gend ist festzuhalten, dass die Reform 
des Rehabilitationsrechts für die öffent-
lichen Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe eine große Herausforderung dar-
stellt. Der Grund dafür sind einerseits 
die neuen Aufgaben und Regelungen, 
andererseits die bestehenden Unklar-
heiten und weitere gesetzliche Anpas-
sungsbedarfe. Der Schlüssel zur effek-
tiven Umsetzung werde in der aktiven 
Zusammenarbeit von Leistungsträgern 
an der Schnittstelle SGB IX und SGB VIII 
gesehen. Ausdrücklich wird auf die ge-
setzlich vorgesehene Möglichkeit der 
Zusammenarbeit von Rehabilitations-
trägern durch Bildung von regionalen 
Arbeitsgemeinschaften hingewiesen. 
Auch sollten die Ablaufprozesse und 
die Dokumente in den Jugendämtern in 
Bezug auf Aufgabenerfüllung als Reha-
bilitationsträger ergänzt werden. Emp-
fohlen wird, die Dokumentation von 

Instrumenten der einzelnen Planver-
fahren in der Praxis in einem gemein-
samen Formularsatz zusammenzufüh-
ren. Mit Blick auf die 3. Reformstufe des 
KJSG benennen die Empfehlungen ge-
setzgeberische Handlungsbedarfe in 
Bezug auf die Anpassung des Behinde-
rungsbegriffs in § 35a SGB VIII. Dissens 
bestand zwischen den beiden Fachaus-
schüssen bei dem Thema „Fristenrege-
lungen nach § 14 SGB IX“. Der Fachaus-
schuss Jugend und Familie empfahl, 
diese Frage im Präsidium zu klären.

Neben diesen Empfehlungen erfolgte 
auch die Beratung der Empfehlungen 
zur Ausgestaltung einer Kindergrundsi-
cherung. Die Empfehlungen benennen 
die Einführung einer Kindergrundsiche-
rung bei entsprechender Ausgestaltung 
als Möglichkeit, Armut bei Kindern und 
Jugendlichen effektiver zu bekämp-
fen, Teilhabemöglichkeiten zu verbes-
sern und Chancen zu fördern. Gleichzei-
tig weisen sie darauf hin, dass mit einer 
Kindergrundsicherung das bestehen-
de System vereinfacht werden könne. 
Maßgeblich ist hierbei jedoch, dass alle 
anspruchsberechtigten Kinder, Jugend-
lichen und Familien tatsächlich auch er-
reicht werden und sich für diese aus der 
Kindergrundsicherung sowohl monetär 
als auch organisatorisch ein Mehrwert 
ergibt. Erforderlich müssen die Schnitt-
stellen gestaltet, Anlaufstellen vor Ort 
mitgedacht, vielfältige Zuständigkeiten 
vermieden, digitale Möglichkeiten ge-
nutzt und gleichzeitig die persönliche 
Beratung sichergestellt werden. Aus-
drücklich betonen die Empfehlungen, 
dass für die bedarfsgerechte Ausgestal-
tung die – ebenfalls im Koalitionsver-
trag vereinbarte – Neudefinition des so-
ziokulturellen Existenzminimums von 
Kindern und Jugendlichen eine ganz 
wesentliche Voraussetzung darstellt. 
Zudem müsse es weiterhin ein gutes 
Miteinander und Ineinandergreifen von 
Geld und Infrastruktur geben. In der Dis-
kussion der Empfehlungen wurde deut-
lich, dass aufgrund fehlender Festlegun-
gen von Bundesebene und den vielfäl-
tigen Blickwinkeln in der Mitgliedschaft 

http://www.verfahrenslotse.org
http://www.verfahrenslotse.org
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des Deutschen Vereins an einigen Stel-
len darauf verzichtet werden sollte, 
denkbare Alternativen gegeneinander 
abzuwägen. Die genannten Empfehlun-
gen wurden zwischenzeitlich vom Präsi-
dium des Deutschen Vereins beschlos-
sen und sind auf der Homepage zu fin-
den.

Schließlich wurde in der 108. Sitzung 
des Fachausschusses Jugend und Fa-
milie die Arbeitsgruppe „Kinderschutz 
neu denken?! Besondere Schutzbedürf-
nisse von Kindern und Jugendlichen 
mit Beeinträchtigungen und Behinde-
rungen“ eingesetzt. Die zuständige wis-

senschaftliche Referentin Laura Louise 
Lepp skizzierte den thematischen Be-
zugsrahmen und die Zielsetzung der 
Arbeitsgruppe. Gegenstand soll die 
Frage sein, wie die verschiedenen Di-
mensionen des Kinderschutzes (Bera-
tungsangebote, Jugendhilfe-Angebote, 
Risikoeinschätzungen, institutionelle 
Schutzkonzepte etc.) jeweils unter Be-
rücksichtigung der spezifischen Unter-
stützungs- bzw. Schutzbedürfnisse von 
Kindern mit Beeinträchtigung gestaltet 
werden können. Ziel sei es, bestehende 
Entwicklungen in der Praxis zu bündeln 
und Empfehlungen zur angemessenen 
Weiterentwicklung des Kinderschutzes 

für Kinder mit Behinderung zu formu-
lieren.

In der 109. Sitzung am 24. August 2023 
werden mehrere Empfehlungen bera-
ten, so u.a. die zur Fortschreibung der 
Pauschalbeträge in der Vollzeitpflege 
für das Jahr 2023, zur Jugendhilfe im 
Strafverfahren sowie zur erforderlichen 
Zuverlässigkeit von Trägern nach § 45 
SGB VIII. Auch wird es einen Austausch 
zum Thema „Verpflichtendes kommu-
nales Handeln vor dem Hintergrund der 
Kooperationsgesetze des Sozialgesetz-
buches (SGB)“ geben.

Persönliche Nachrichten
Stefan Werner †

–rm– Manchmal 
erreichen uns 
Nach r i ch ten , 
die uns sprach-
los machen. Die 
Mitteilung des 
Landesverban-
des Thüringen 

des Paritätischen, dass sein Geschäfts-
führer Stefan Werner bei dem Versuch, 
einem anderen Menschen das Leben zu 
retten, im Alter von 47 Jahren ums Leben 
gekommen ist, gehört zu diesen Nach-
richten. Weit über die Grenzen Thürin-
gens hinaus hat dieser tragische Un-
fall Entsetzen und Anteilnahme aus-
gelöst. Thüringens Ministerpräsident 
Bodo Ramelow sprach davon, dass Ste-
fan Werner fehlen werde „als engagier-
te Stimme für soziale Gerechtigkeit, als 
Streiter gegen Armut, als Mensch und 
Freund“. Sozialministerin Heike Wer-
ner erklärte, Stefan Werner habe sich 
stets mit ganzem Herzen für die Belan-
ge von Bedürftigen eingesetzt. Der Pari-
tätische Thüringen reagierte mit Trauer 

und Bestürzung: „Sein tragisches Able-
ben während eines Urlaubs, als er mu-
tig einen Mitmenschen aus dem Wasser 
rettete, zeugt von seinem selbstlosen 
Charakter und seinem starken Sinn für 
Verantwortung. Stefan Werners Einsatz-
bereitschaft kannte keine Grenzen, und 
sein Opfermut wird uns stets in Erinne-
rung bleiben.“

Stefan Werner war seiner Heimatstadt 
Erfurt zeitlebens eng verbunden. Er 
wurde am 23. November 1975 in dieser 
Stadt geboren, absolvierte an der Uni-
versität ein Studium der Erziehungswis-
senschaften und engagierte sich ehren-
amtlich in örtlichen Organisationen, u.a. 
im Verein „Kulturrausch“ als Vorstands-
mitglied und Redakteur. Auch der Weg 
zur Sozialen Arbeit war früh vorgezeich-
net: Bereits im Rahmen des Zivildiens-
tes beim Arbeiter-Samariter-Bund war 
er im Bereich der Pflege und Betreuung 
tätig.

Dem Paritätischen Thüringen war Ste-
fan Werner bereits seit 2003 verbunden, 
zunächst als Praktikant, später als Refe-

rent für Armutsfragen, Gemeinwesenar-
beit, Bildung und Öffentlichkeitsarbeit. 
Ab dem Jahre 2009 war er „Profiler“ 
und damit verantwortlich für Pressear-
beit, Kommunikation und Profilbildung 
des Verbandes. Im Jahre 2017 wurde er 
Landesgeschäftsführer im Paritätischen 
Landesverband Thüringen und zugleich 
Direktor der Paritätischen BuntStiftung, 
die im Bereich der Hochschulkooperati-
on und als Träger der Freiwilligendiens-
te tätig ist. Seit 2019 war Stefan Werner 
auch Geschäftsführer der parisat – Ge-
sellschaft für Paritätische Soziale Arbeit 
in Thüringen mbH, die den Mitgliedsor-
ganisationen des Paritätischen indivi-
duelle Beratungs- und Organisations-
prozesse anbietet.

Der Paritätische in Thüringen gehör-
te zu den Verbänden der freien Wohl-
fahrtspflege, die sich nach der Wende 
in den neuen Bundesländern neu auf-
stellen mussten. Am 30. Juni 1990 ka-
men in Wilhelmsthal, einer Gemein-
de im Westen des Thüringer Waldes, 
17 Gründungsmitglieder zusammen, 
u.a. Selbsthilfegruppen, aber auch eini-
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